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Verantwortung und Gemeinschaft jenseits von 
Paarbeziehungen: 
Altersgemeinschaften und sonstige 
Wahlverwandtschaften 

Dieter Schwab 

I. Zum Thema 

Das Thema des Vortrags1 bedarf der Präzisierung. „Altersgemeinschaften“ könnte 
so verstanden werden, als müssten alle Beteiligten alt oder gleich alt sein. Der 
Begriff „Wahlverwandtschaften“ deutet auf die Herstellung von Verwandtschaft 
jenseits der leiblichen Abstammung hin, wir wären also im Adoptions- und im 
Abstammungsrecht, oder er bezieht sich auf Goethes Roman, der mir in diesem 
Fall aber auch nicht recht weitergeholfen hat. Ich hoffe, es ist im Sinne der Veran-
stalter, wenn ich das Thema einschichtiger anlege: Es soll um persönliche Beistands-
gemeinschaften gehen, die nicht Paarbeziehungen mit dem Ziel einer Lebensge-
meinschaft sind, also „jenseits von Liebesbeziehungen oder der Ehe“, wie der 
Koalitionsvertrag unverblümt sagt.  

 
1 Das Manuskript der für die Veröffentlichung bestimmten Fassung des Vortrags ist am 26. Januar 
2024 abgeschlossen; die vom Bundesministerium der Justiz in Aussicht gestellten „Eckpunkte“ zur 
Regelung von Verantwortungsgemeinschaften waren zu diesem Zeitpunkt noch nicht bekannt 
gemacht und konnten daher noch nicht berücksichtigt werden. 
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Beispiel: Drei Männer in vorgerücktem Alter, nennen wir sie Kaspar, Melchior 
und Balthasar, allesamt verwitwet, schließen sich zusammen, um sich gegenseitig 
das Leben leichter zu machen. Sie mieten eine Wohnung, jeder bekommt sein eige-
nes Zimmer; Küche, Bad, Flur sind gemeinschaftlich. Sie helfen einander bei der 
täglichen Versorgung ebenso wie beim Behördenkram, bei Problemen der digitalen 
Kommunikation und der Freizeitgestaltung. Wir können als Beispiel genauso gut 
auch drei Damen nehmen, sagen wir Katharina, Margarete und Barbara oder auch 
eine gemischte Gruppe. Zahl und Geschlecht machen keinen Unterschied. 

Der Bundesjustizminister möchte, einem FDP-Vorschlag folgend,2 Sachver-
halte wie diesen unter dem Dach eines neuen Instituts „Verantwortungsgemein-
schaft“ einer speziellen rechtlichen Regelung zuführen. Die Verantwortungsge-
meinschaft soll in unterschiedlichen Stufen angeboten werden. Das Trio in unserem 
Beispiel gehört nach politischer Bekundung zur unteren Stufe („jenseits von Lie-
besbeziehungen oder Ehe“).3 Dabei verläuft die Stufentheorie, an der die Literatur 
weiter gefeilt hat,4 von unten nach oben: Stufe 1 ist mit der geringsten, Stufe 3 mit 
der dichtesten Verantwortung verbunden.5 

Was könnte der Staat für solche Gemeinschaften sinnvoll regeln? Bevor man an 
Reformen geht, sollte man vorab feststellen, was für die vorgestellte Realität derzeit 
schon gilt. Inwieweit besteht ein „Regelungsvakuum“,6 das man schließen muss? 

II. Reale Erscheinungsformen der Beistandsgemeinschaft 

Zunächst zur vorgestellten Realität. Für diese benutze ich den Begriff Beistandsge-
meinschaft (oder auch Unterstützungsgemeinschaft7): eine Gemeinschaft von Perso-
nen zur gegenseitigen Unterstützung in der Daseinsbewältigung. Den Terminus 
Verantwortungsgemeinschaft hingegen beziehe ich auf das geplante Regelungsinstitut (de 
lege ferenda). Dabei unterdrücke ich das Sträuben, das sich in mir bei der Vokabel 
 

 
2 BT-Drucksache 19/16454; dazu Dethloff/Timmermann/Leven, Verantwortungsgemeinschaften im 
Recht, NJW 2022, 3056; Duden, Die Verantwortungsgemeinschaft: rechtsvergleichende Ansätze für 
ein neues Institut im Familienrecht, in: von Bary (Hrsg.), Aktuelle Reformen im Familienrecht – ein 
interdisziplinärer Blick, 2023, S. 69 ff. 
3 Nach Dethloff/Timmermann/Leven (Fn. 2), NJW 2022, 3056 (3060) zur ersten oder zweiten je nach 
wirtschaftlicher Verflechtung. 
4 Duden, Verantwortungsgemeinschaft: Regelungsvorhaben und rechtsvergleichende Impulse, 
FamRZ 2023, 1838 (1844 ff.); Dethloff/Timmermann/Leven (Fn. 2), NJW 2022, 3056 (3060). 
5 BT-Drucksache 19/16454, S. 3 spricht von der „untersten“ und „höheren“ Stufe, wobei unklar 
bleibt, ob sich die „höhere Stufe“ weiter aufspaltet. Dethloff/Timmermann/Leven (Fn. 2), NJW 2022, 
3056 (3060) nummerieren von 1 bis 3; ebenso, wenngleich mit anderen Kriterien, zuletzt Duden 
(Fn. 4), FamRZ 2023, 1838 (1844). 
6 Von einem solchen spricht Duden, in: Aktuelle Reformen im Familienrecht (Fn. 2), S. 69 in Bezug 
auf Paarbeziehungen. 
7 Den Begriff „Unterstützungsgemeinschaft“ verwenden beiläufig auch Dethloff/Timmermann/Leven 
(Fn. 2), NJW 2022, 3056 (3057): „Wohn- und Unterstützungsgemeinschaft“. 
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„Verantwortungsgemeinschaft“ meldet. Leider geht der heutige Begriff der „Ver-
antwortung“ weit über den klaren rechtlichen Sinn des „Einstehen-Müssens“ hin-
aus und dient, moralisch aufgeladen, fast beliebigen Zwecken.8 

Der Blick in die Realität zeigt Beistandsgemeinschaften privater Personen in 
vielen Variationen. Jenseits von Paarbeziehungen und enger Verwandtschaft sehe 
ich vier Haupttypen. 

Erster Typus: Beistandsgemeinschaft ohne räumliches Zusammenwohnen. Jedes Mitglied 
behält seine separate eigene Wohnung. Man unterstützt sich bei der Versorgung mit 
Lebensgütern, trifft sich häufig zur Freizeit, zu kulturellen Ereignissen, zum Sport, 
unterstützt sich in allen Problemlagen, begleitet einander zu Ärzten und ins Kran-
kenhaus et cetera. 

Zweiter Typus: Beistandsgemeinschaft mit Wohngemeinschaft. Man lebt in einem räumli-
chen Bereich zusammen. Dort hat jeder seinen eigenen Wohnbereich, zudem wer-
den bestimmte Teile (Küche, Bad, Garten) gemeinsam benutzt werden. Dann 
haben wir eine Wohngemeinschaft, bei der über das bloße Zusammenwohnen hin-
aus weitere gemeinschaftliche Zwecke hinzukommen.9 

Dritter Typus: Beistandsgemeinschaft mit Wohn- und Haushaltsgemeinschaft. Hier kommt 
das gemeinsame Haushalten hinzu, typischerweise mit gemeinsamer Haushaltskasse 
und Absprachen über die Kostenbeiträge, Aufteilung der Haushaltstätigkeiten et 
cetera. Wie wir sehen werden, kommt dem Element der Haushaltsgemeinschaft vor 
allem im Sozialrecht erhebliche Bedeutung zu. 

Vierter Typus: Unterstützungsgemeinschaft mit Zusammenlebensgemeinschaft. Bei dieser 
Variante leben die Beteiligten in einer Wohnung ohne räumliche Trennung zusam-
men: Keinem ist ein besonderer Raum zugewiesen, räumlich ist alles allen gemein-
sam. Es wird auch ein gemeinsamer Haushalt geführt. Anders als bei Paarverhält-
nissen (mit Liebe!) ist aber keine „Lebensgemeinschaft“ intendiert, daher spreche 
ich von „Zusammenlebensgemeinschaft“. Freilich ist die Abgrenzung schwierig, 
wenn die Gemeinschaft nur aus zwei Personen besteht, die einander auch heiraten 
könnten. Im Sozialrecht ist das von erheblicher Bedeutung (unten V. 5.). 

Diese möglichen Haupttypen der Beistandsgemeinschaft können variiert und 
durch weitere Elemente ergänzt werden. So kann der wirtschaftliche Zweck 
gemeinschaftlicher wirtschaftlicher Wertschöpfung hinzukommen, der aber jenseits 
der Paarbeziehungen selten gewollt ist. In der Literatur wird die Möglichkeit erwo-
gen, dass ein Mitglied seine Erwerbstätigkeit zugunsten von Pflegearbeit für ein 
 
 

 
8 Dazu Schwab, Metamorphosen der Verantwortung, in: Bräcklein/Meyer/Scherf (Hrsg.), Politisches 
Denken ist. Festschrift für Margot von Renesse, 2005, S. 131 ff. = Schwab, Recht und Familie im 
Flug der Zeit, 2020, S. 401 ff. Zur Begriffsgeschichte: Holl/Lenk/Maring, „Verantwortung“, in: 
Ritter/Gründer/Gabriel (Hrsg.), Historisches Wörterbuch der Philosophie, Bd. 11, 2001, Sp. 566 ff. 
9 Der Begriff der Wohngemeinschaft schließt weitergehende Zwecke nicht aus, s. Staake, in: 
Staake/von Bressendorf (Hrsg.), Rechtshandbuch Wohngemeinschaften, 2019, § 1 Rn. 12. 
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anderes Mitglied einschränkt.10 Damit kommt allerdings über die gegenseitige Unter-
stützung hinaus das Element der einseitigen ehrenamtlichen Pflegearbeit hinzu, wir geraten 
damit in den Bereich des Pflegeversicherungsrechts. 

III. Rechtliche Gestaltung de lege lata 

Wie stellen sich solche Beistandsgemeinschaften im Lichte des heute geltenden 
Rechts dar? Könnte die Unterstützungsgemeinschaft des genannten Trios bereits de 
lege lata auf rechtlichen Boden gestellt werden? 

Das ist selbstverständlich zu bejahen. Wir leben in einem System der Vertrags-
freiheit. Wenn und soweit in unserem Beispiel die gegenseitige rechtliche Bindung 
gewollt ist, einen gemeinschaftlichen Zweck zu fördern, befinden wir uns im 
Gesellschaftsrecht,11 das uns ab 1. Januar 2024 in einer modernisierten Fassung zur 
Verfügung steht.12 Schon die schlichte Wohngemeinschaft wird in der Regel als 
Gesellschaft (zumeist Innengesellschaft) eingeordnet.13 Die Gesellschaft des bür-
gerlichen Rechts ist auch ideellen Zwecken dienstbar.14 Die Beteiligten könnten ihre 
gegenseitige Hilfe als Gesellschaftszweck sogar zum Gegenstand einer rechtsfähi-
gen Gesellschaft des bürgerlichen Rechts machen.15 Zumindest aber als Innengesell-
schaft, die oft durch schlüssiges Verhalten zustande kommt, ohne dass die Beteiligten 
es überhaupt merken,16 kann eine Beistandsgemeinschaft begründet werden. 

Eine solche Gemeinschaft ist allerdings nur dann Gesellschaft, wenn von den 
Beteiligten eine rechtliche Bindung wirklich gewollt ist.17 Das muss im Einzelfall sorg-
lich geprüft werden. Es gibt zum Glück ja auch die Freundschaft, die weitgehend 

 
10 Dethloff/Timmermann/Leven (Fn. 2), NJW 2022, 3056 (1360). 
11 Zur Anwendung des Gesellschaftsrechts auf nichteheliche Lebensgemeinschaften grundlegend 
Battes, Nichteheliches Zusammenleben und Zivilrecht, 1983, Rn. 9 ff.; ferner Schäfer, in: 
Säcker/Rixecker/Oetker/Limperg (Hrsg.), Münchener Kommentar zum BGB, Bd. 7, 9. Aufl. 2024, 
Vor § 705 BGB Rn. 86 ff. 
12 Gesetz zur Modernisierung des Personengesellschaftsrechts (MoPeG) vom 10.8.2021 (BGBl. 2021 
I 3436), in Kraft getreten zum 1.1.2024 (Art. 137). 
13 Zu Wohngemeinschaften als Gesellschaften des bürgerlichen Rechts: Staake, in: Rechtshandbuch 
Wohngemeinschaften (Fn. 9), § 1 Rn. 35 ff.; Sagan, in: Rechtshandbuch Wohngemeinschaften 
(Fn. 9), § 14 Rn. 6 ff.; Lützenkirchen/Selk, in: Westermann/Grunewald/Maier-Reimer(Hrsg.), Erman 
– BGB. Kommentar, 17. Aufl. 2023, § 535 BGB Rn. 9, 12; Häublein, in: Säcker/Rixecker/ 
Oetker/Limperg (Hrsg.), Münchener Kommentar zum BGB, Bd. 5, 9. Aufl. 2023, § 535 BGB 
Rn. 61. 
14 Lieder, in Erman (Fn. 13), § 705 BGB Rn. 80 ff.; Battes, Nichteheliches Zusammenleben (Rn. 11), 
Rn. 10; Schäfer, in: MüKoBGB (Fn. 11), § 705 BGB Rn. 147. 
15 § 705 Abs. 2 Alt. 1 BGB n.F.; dazu Häublein, in: MüKoBGB (Fn. 13), § 535 BGB Rn. 61. 
16 Siehe nur die Rechtsprechung zur Innengesellschaft unter Ehegatten oder nichtehelichen Paaren 
BGH, Urt. v. 30.6.1999 – XII ZR 230/96, FamRZ, 1999, 1580 (1581); Urt. v. 19.9.2012 – XII ZR 
136/10, FamRZ 2012, 1789 Rn. 17; Urt. v. 8.5.2013 – XII ZR 132/12, FamRZ 2013, 1295 Rn. 26; 
Übersicht Schäfer, in: MüKoBGB (Fn. 11), Vor § 705 BGB Rn. 78 ff. 
17 Zur Unterscheidung zwischen rechtlicher Bindung und Gefälligkeit im Gesellschaftsrecht Lieder, 
in: Erman (Fn. 13), § 705 BGB Rn. 12 f., 16. 



Verantwortung und Gemeinschaft jenseits von Paarbeziehungen 113 

 

ohne Recht auskommt. Die Zusage gegenseitiger Hilfe kann bloße Gefälligkeit sein: 
Die Beteiligten wollen bereit sein, sich gegenseitig zu unterstützen, sie wollen aber 
nicht rechtlich dazu verpflichtet sein.18 

Selbst wenn eine rechtliche Bindung gewollt ist, fragt sich, wie strikt diese Bin-
dung sein soll: Soll es sich bei der Pflicht zur Förderung des Gesellschaftszwecks 
um eine klagbare Pflicht handeln oder soll ihre Verletzung zumindest zu Schadens-
ersatzansprüchen führen können (Schadensersatz wegen Pflichtverletzung, etwa 
der Rücksichtspflichten nach § 241 Abs. 2 BGB)19 oder sind nur Obliegenheiten 
gemeint, deren Nichterfüllung mit sonstigen Rechtsnachteilen (etwa Ausschluss aus 
der Gemeinschaft) sanktionieret ist? 

Die Frage des Rechtsbindungswillens spitzt sich zu, wenn die vereinbarte 
Unterstützung den persönlichen Bereich tangiert. Beispiel: Es ist vereinbart, dass 
die Reinigung der Gemeinschaftsräume von Woche zu Woche abwechselnd von 
allen erledigt wird, Balthasar wird indes säumig. Kann er auf Durchführung der 
Hausreinigung verklagt werden? Soll er Schadensersatz zahlen, wenn die anderen 
ersatzweise eine Putzhilfe einstellen? Auch die Art der Rechtsbindung hängt vom 
Willen der Beteiligten bei Begründung ihrer Gemeinschaft ab. 

Dabei sollte berücksichtigt werden, dass unsere Rechtsordnung selbst bei der 
Ehe davor zurückscheut, persönliche Pflichten als klag- und vollstreckbar zu 
behandeln. Gewiss haben wir das „Verfahren auf Herstellung des ehelichen 
Lebens“, von dem aber praktisch kein Gebrauch gemacht wird; zudem wären Ent-
scheidungen, die zur Herstellung des ehelichen Lebens verpflichten, nicht voll-
streckbar (§ 120 Abs. 3 FamFG). Dementsprechend liegt auch bei der Begründung 
einer bloßen Beistandsgemeinschaft der Gedanke der strikten schuldrechtlichen 
Bindung an die zugesagte Unterstützung nicht besonders nahe. Oft wird die verab-
redete Gemeinsamkeit auf der Ebene des Versuchs liegen: Wenn es nicht klappt, 
löst man die Beziehung auf und geht seiner Wege. 

Bei Unterstützungsgemeinschaften ergibt sich auch die Frage, wozu genau die 
Beteiligten rechtlich verbunden sein wollen. Man übernimmt ja keine totale Verant-
wortung für das Wohlergehen anderer Personen gleich Eltern für ihr Kind. Gegen-
stand, Umfang und Ausmaß der Bindung ergeben sich aus den jeweiligen konkreten 
Verabredungen, gegebenenfalls aus dem Gesellschaftsvertrag. 

 
18 Freilich können nach Auffassung eines Teils der Lit. schuldrechtliche Rücksichtspflichten auch im 
Gefälligkeitsverhältnis entstehen, dazu Martens, in: Erman (Fn. 13), § 241 BGB Rn. 15; Olzen, in: 
Staudinger – BGB. Kommentar, § 241 BGB (Neubearbeitung 2019) Rn. 71 ff., 93 ff., 537 ff.; 
anderer Ansicht z.B. Grüneberg, in: Grüneberg – BGB. Kommentar, 83. Aufl. 2024, Einl. vor § 241 
BGB Rn. 8. Die Annahme von Rücksichtspflichten ist m.E. bei auf Gefälligkeit beruhenden 
Beistandsgemeinschaften insoweit gerechtfertigt, als die Mitglieder ihre Rechte und Rechtsgüter der 
Einwirkung durch die anderen Mitglieder aussetzen. 
19 Zur Gesellschafterpflicht zur Rücksichtnahme Lieder, in: Erman (Fn. 13), § 705 BGB Rn. 110 f., 
132; Sagan, in: Rechtshandbuch Wohngemeinschaften (Fn. 9), § 14 Rn. 27 ff.; Retzlaff, in: Grüneberg 
(Fn. 18), § 705 BGB Rn. 20 ff. 
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Nach dem Gesagten besteht für Beistandsgemeinschaften nach geltendem 
Recht kein Vakuum. Einschlägig ist das Gesellschaftsrecht, im Fall der Wohnge-
meinschaft zudem üblicherweise das Mietrecht. Wenn gemeinsames Haushalten 
hinzukommt ergeben sich viele weitere rechtliche Effekte nach verschiedenen 
Gesetzen, etwa nach dem Gewaltschutzgesetz und im Sozialrecht (siehe unten V. 
3., 5.). 

IV. Was kann und soll als „Verantwortungsgemeinschaft“ 
geregelt werden? 

1. Die Begründung der Verantwortungsgemeinschaft 

Die politischen Vorstellungen zu Einzelheiten sind zum Zeitpunkt, in dem dieser 
Vortrag gehalten wird, nur in vagen Umrissen erkennbar. Quelle ist vor allem ein 
Fraktionsantrag der FDP aus dem Jahr 2020.20 Der entscheidende Punkt dieses 
Antrags ist die öffentlich-rechtliche Registrierung der Verantwortungsgemeinschaften: die 
Eintragung in ein standesamtliches Register.21 Offen erscheint, ob die Verantwor-
tungsgemeinschaften der verschiedenen Stufen in ein und dasselbe Register kom-
men, bzw. ob die jeweilige Art der Verantwortungsgemeinschaft („Stufe 1“ etc.) im 
Register verlautbart werden soll. Auch zur Frage, ob die eingetragene Gemeinschaft 
einen gemeinschaftlichen Namen („Firma“) tragen kann oder soll, findet sich noch 
keine Auskunft. 

Was dem Registereintrag materiell-rechtlich zugrunde liegen soll, wird nicht deutlich 
gesagt. Selbstverständliche Voraussetzung muss sein, dass alle Beteiligten ihren Wil-
len zur Gründung einer Verantwortungsgemeinschaft bekunden. Das könnte in 
Form eines Vertrages, aber auch durch parallel laufende Erklärungen geschehen.22 
Grundvoraussetzung soll nach dem FDP-Antrag ein „tatsächliches persönliches 
Näheverhältnis“ sein,23 das jedoch schwer zu überprüfen sein wird. Es sollen „zwei 
oder mehrere“ Personen sein; eine Höchstzahl der Mitglieder ist nicht festgelegt, es 
können also auch hundert sein. Dass die Beteiligten zusammenleben, wird nicht 
verlangt. Auch ist keine Mindest- oder Höchstdauer vorgesehen.24 Die Beteiligten 
dürfen nicht minderjährig sein. Sie dürfen auch nicht in gerader Linie miteinander 
 

 
20 Vom 13.1.2020, BT-Drucksache 19/16454. 
21 BT-Drucksache 19/16454, S. 3. 
22 Zu dieser Rechtsfigur s. Schwab, „Parallel laufende Erklärungen“. Zugleich ein Beitrag zur 
Gesetzestechnik der Kindschaftsrechtsreform, in: Beuthin et al. (Hrsg.), Festschrift für Dieter 
Medicus zum 70. Geburtstag, 1999, S. 587 ff. 
23 BT-Drucksache 19/16454, S. 3. 
24 BT-Drucksache 19/16454, S. 3. 
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verwandt und nicht miteinander verheiratet oder verpartnert sein.25 Mit einer außen-
stehenden Person verheiratet zu sein, soll offenbar kein Hindernis bilden. Die 
Gemeinschaft soll leicht löslich sein, ohne gerichtliches Verfahren.26 

Die Verknüpfung des Begründungakts mit einer amtlichen Registrierung schafft 
ein vom Eherecht her bekanntes Grundproblem: Wie geht das Recht mit der sozi-
alen Realität um, wenn die Registrierung unterbleibt? Was gilt für die nicht 
registrierten, aber realen Beistandsgemeinschaften, die möglichweise ebenso 
schutz- und förderungsbedürftig sind und ähnliche Rechtsfragen aufwerfen? Ist 
dann analoge Anwendung des für registrierte Gemeinschaften geschaffenen Rechts 
erlaubt oder gerade der Umkehrschluss herausgefordert? Wenn Letzteres: Welches 
Recht gilt dann für die „nicht formalisierten“ Beistandsgemeinschaften? 

Es tauchen somit also die Fragen auf, die wir für das Verhältnis zwischen Ehe-
recht und Recht der nichtehelichen Gemeinschaft kennen. Möglicherweise muss 
die Antwort für bloße Beistandsgemeinschaften („jenseits von Liebesbeziehung 
oder der Ehe“) anders ausfallen. Was ist hier Sinn der Registerbindung? Wenn es 
hauptsächlich um die Gewinnung von Rechtssicherheit geht, dann ist der re-
gistrierte Wille zur Verantwortungsgemeinschaft nur Indiz für das Vorhandensein 
der entsprechenden Realität. Begreift man es so, dann könnten die neuen Regeln 
für Verantwortungsgemeinschaften auch dann gelten, wenn zwar die Registrierung 
fehlt, die vorgestellte Realität sich aber aus anderen Tatsachen ergibt. 

Ein Auseinanderfallen von amtlicher Registratur und sozialer Wirklichkeit kann 
sich ferner ergeben, wenn eine Beistandsgemeinschaft zwar standesamtlich als 
„Verantwortungsgemeinschaft“ registriert ist, die vorgestellte Realität aber später ent-
fällt. Wir kennen das Problem aus der Situation getrenntlebender Ehegatten: Die 
Trennung macht einen Teil des Eherechts obsolet – man denke an die Schlüsselge-
walt (§ 1357 Abs. 3 BGB), die Notvertretung in Gesundheitsangelegenheiten 
(§ 1358 Abs. 3 Nr. 1 BGB) oder die eheliche Unterhaltspflicht, die durch die Tren-
nung ihre Struktur verändert (§ 1361 BGB). Auch in diesem Zusammenhang 
müsste sich eine Reform, die eine registrierte Beistandsgemeinschaft einführen will, 
mit der Frage beschäftigen, was gelten soll, wenn Registratur und Wirklichkeit aus-
einanderfallen. 

2. Inhalt und Rechtswirkungen 

Inhalt und Wirkungen der Verantwortungsgemeinschaft betreffend schweift die 
politische Planung durch die Gesamtheit der Regelungen, die das bisherige Recht 
für die Ehe und für andere persönliche Näheverhältnisse bereithält, um daraus eine 
Art gestuftes Menü zusammenzustellen.  

 
25 All dies nach BT-Drucksache 19/16454, S. 3; kritisch zum Ausschluss von Verwandten in den 
unteren Stufen Duden (Fn. 4), FamRZ 2023, 1838 (1843). 
26 BT-Drucksache 19/16454, S. 3. 
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Dabei bleibt aber der rechtliche Kern unklar: Es wird nicht deutlich, worin die 
Verantwortung, die gegenseitig übernommen wird, eigentlich besteht. Der FDP-
Antrag spricht von „Fürsorge und Einstandspflichten unter den Mitgliedern“. Es 
soll sich um ein leicht umsetzbares Modell mit Abstufungen handeln – „von weni-
gen Rechten und Pflichten … auf der untersten Stufe bis hin zu einer Übernahme 
von Verantwortung ähnlich der Ehe“.27 Dabei scheint auch möglich, dass innerhalb 
derselben Stufe ein unterschiedliches Maß an Verantwortung übernommen wird: 
„Sofern sich die Mitglieder für eine weitergehende Verantwortungsübernahme ent-
scheiden“, soll auch eine Verpflichtung u.a. zu gegenseitigem Unterhalt, Zugewinn-
gemeinschaft und Vermögensausgleich möglich sein.28 Das kann selbst bei gleicher 
Stufe der Verantwortungsgemeinschaften unterschiedlich ausfallen. 

Für den Gesetzgeber ergibt sich ein konzeptionelles Problem. Er hat bei der 
Regelung der Rechtswirkungen, die mit einer Gemeinschaft bestimmter Stufe ver-
knüpft sein sollen, im Grunde zwei Möglichkeiten: 

− Entweder das Gesetz bietet ein gesetzliches Modell (oder mehrere Modelle zur 
Wahl), sodass sich die wesentlichen Rechte und Pflichten (Rechtswirkungen) ex 
lege ergeben. Mit Verantwortungsgemeinschaft Stufe 1 wäre dann z.B. ein 
bestimmtes Unterstützungsprogramm (zumindest in groben Umrissen) ver-
bunden, das dann von den Beteiligten im Detail variiert werden kann. 

− Oder aber das Unterstützungsprogramm einer bestimmten Verantwortungsge-
meinschaft ergibt sich hauptsächlich aus den konkreten Absprachen unter den Betei-
ligten, dem Gesellschaftsvertrag also. Bei dieser Konzeption bieten die gesetz-
lichen Vorschriften allenfalls gewisse Mindestpositionen und im Übrigen eine 
organisatorische Hülle für sehr unterschiedliche Verantwortungskonzepte. 
Man muss dann auf die zugrundeliegenden Vereinbarungen durchgreifen, wenn man 
Umfang, Maß und Mittel der übernommenen Verantwortung erkennen will. 

Den ersten Weg geht das Eherecht: Der Eintragung ins Eheregister liegt der 
gemeinsame Ehewillen zugrunde, der wiederum bezieht sich auf einen standardi-
sierten Inhalt (Pflicht zur ehelichen Lebensgemeinschaft, generelle Verantwortung 
für einander, Unterhaltspflicht, Versorgungsausgleich, eheliches Güterrecht). Die 
Grundstruktur kann in gewissem Umfang variiert werden, ist aber als Grundmodell 
vorgegeben. 

Wäre der erste Weg auch für die Verantwortungsgemeinschaft unserer Stufe 1 
(„Unterstützung ohne Liebesbeziehung oder Ehe“) sinnvoll? Dagegen spricht evi-
dent die Vielfalt der Verhältnisse und auch der Lebenseinstellungen, ganz offenbar 
auch die politische Programmatik: „Größtmögliche Flexibilität bei maximaler 
Selbstbestimmung“ ist die Devise.29 Gangbar ist m.E. nur die zweite Konzeption: die 
 
 

 
27 BT-Drucksache 19/16454, S. 2. 
28 BT-Drucksache 19/16454, S. 3. 
29 BT-Drucksache 19/16454, S. 2. 
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Verantwortungsgemeinschaft als Konstrukt, das ungeachtet singulärer Einzelrege-
lungen (hier Zeugnisverweigerungsrecht, dort Recht auf Anhörung im Verfahren, 
usw.) im Kern mit sehr unterschiedlichen Inhalten verbunden werden kann. 

Dieses Konzept würde auch die Frage entspannen, wie sich das geplante Ver-
antwortungsgemeinschaftsrecht zum allgemeinen Zivilrecht verhält. Auch hier lohnt ein Ver-
gleich mit dem Eherecht. Die Ehe ist ja auch Gesellschaft, gleichwohl wenden wir 
Gesellschaftsrecht auf das eheliche Verhältnis selbst üblicherweise nicht an, 
sondern nur auf besondere Gestaltungen des Ehevermögensrechts („Ehegattenin-
nengesellschaft“).30 Bei der Verantwortungsgemeinschaft würde, wenn man der 
zweiten Konzeption folgt, auf das Grundverhältnis der Beteiligten das allgemeine 
Zivilrecht und damit das Gesellschaftsrecht ungeschmälert anwendbar bleiben, 
soweit nicht der Parteiwille oder zwingende Vorschriften entgegenstehen. Das 
würde auch die Flexibilität der Gemeinschaft ermöglichen: Eine einmal eingetra-
gene Verantwortungsgemeinschaft kann ihr konkretes Unterstützungsprogramm 
im Einverständnis der Beteiligten fortlaufend ändern, ohne dass die Registereintra-
gung dadurch berührt würde. 

Das spricht dafür, die Rechtswirkungen, die kraft Gesetzes an das Bestehen 
einer Verantwortungsgemeinschaft angeknüpft werden, auf möglichst kleiner Flamme 
zu halten. Es ist nicht zu raten, im Anschluss an das hochtrabende Wort „Verant-
wortung“ weitreichende Einstandspflichten vorzusehen. Gewiss könnte man daran 
denken, eine Generalklausel nach Art des § 1353 Abs. 1 S. 2 BGB vorzusehen: „Die 
Mitglieder der Verantwortungsgemeinschaft sind einander in dem vereinbarten 
Umfang zu gegenseitigem Beistand verpflichtet und tragen insoweit füreinander 
Verantwortung“. Indes liefe man Gefahr, dass eine solche Norm im Sinne voller 
schuldrechtlicher Bindung interpretiert würde, die möglichweise nicht dem Willen 
der Beteiligten entspricht.31 Ein Vollstreckungshindernis nach Art des § 120 Abs. 3 
FamFG ist, soweit bisher erkennbar, wohl nicht vorgesehen. 

Man könnte sogar daran denken, als gesetzliche Rechtswirkungen überhaupt keine 
Pflichten vorzusehen, sondern ausschließlich vergünstigende Effekte (erhöhter Mie-
terschutz, Zeugnisverweigerungsrecht, etc.). Dann wäre es möglich, eine Verant-
wortungsgemeinschaft auch auf der Basis eines bloßen Gefälligkeitsverhältnisses (also 
ohne Gesellschaftsvertrag) ins Register eintragen zu lassen. Welche Verantwortung 
in welchem Sinne mit welchen Folgen übernommen wird, wäre für den Begrün-
dungsakt gleichgültig. Es könnte dann freilich die Gefahr entstehen, dass eine Ver-
antwortungsgemeinschaft ohne persönliches Substrat nur um der Sekundäreffekte 
willen begründet wird, etwa wenn man steuerliche Vergünstigungen vorsieht. Wir 
 

 
30 BGH, Urt. v. 30.6.1999 – XII ZR 230/96, FamRZ, 1999, 1580 (1581); Urt. v. 19.9.2012 – XII ZR 
136/10, FamRZ 2012, 1789 Rn. 17 und viele weitere Judikate. 
31 Bei der Ehe lässt sich eine gewisse Ausbreitung schuldrechtlichen Denkens feststellen, zur 
Problematik Mayer, Haftung und Paarbeziehung, 2017; Gernhuber/Coester-Waltjen, Familienrecht, 
7. Aufl. 2020, § 17 Rn. 13; Schwab, Gemeinsame elterliche Verantwortung – ein Schuldverhältnis?, 
FamRZ 2002, 1297. 
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hätten dann einen Zustand ähnlich der Scheinehe („Scheinverantwortungsgemein-
schaft“). Ob dazu ein Anreiz gegeben wird, hängt letztlich von den Regeln ab, wel-
che die Gesetzgebung für die Verantwortungsgemeinschaft finden wird. 

V. Einzelne Bereiche 

Welche Regelungen im Einzelnen mit der eingetragenen Verantwortungsgemein-
schaft und ihren Stufen verbunden werden sollen, ist in den bisherigen politischen 
Bekundungen nur angedeutet. Den Bezugsrahmen bilden das Eherecht und Nor-
men, die für andere persönliche Näheverhältnisse gelten. Anregend wirkt eine Reihe 
von Regelungen in anderen Ländern wie Frankreich (PACS) und Belgien (cohabita-
tion légale).32 Die folgende Auswahl möglicher Regelungsbereiche erhebt keinen 
Anspruch auf Vollständigkeit. 

1. Ein Blick auf das Mietrecht 

Wenn die Verantwortungsgemeinschaft in einer Wohnung realisiert wird, die von 
einem Dritten gemietet ist, tritt als eigenständiges Element das Mietrecht auf den Plan, 
gleichgültig wer auf der Mieterseite den Vertrag abschließt und wie das Innenver-
hältnis angelegt ist. Für die Gestaltung des Mietverhältnisses in solchem Fall gibt es 
bei Wohngemeinschaften mehrere Möglichkeiten:33 

– Entweder ist nur einer der Beteiligten Mieter und überlässt den Gebrauch der 
Mietsache auch den anderen Beteiligten (etwa in Form der Untermiete oder der 
schlichten Gestattung34); 

– oder alle Beteiligten sind Mieter je ihrer einzelnen Räumlichkeiten und gemeinsame 
Mieter der Gemeinschaftsräume; 

– oder alle Beteiligten sind gemeinsam Mieter der gesamten Wohnung (Personenmehr-
heit auf der Mieterseite), der Gebrauch im Einzelnen wird intern geregelt; 

– oder die Beteiligten bilden eine rechtsfähige Gesellschaft des bürgerlichen 
Rechts, die den Mietvertrag abschließt. 

In der Wohngemeinschaft können also Gesellschaftsrecht und Mietrecht aufeinan-
dertreffen. Dass die Wohngemeinschaft in der Regel Innengesellschaft ist, ent-
spricht der gängigen Doktrin.35 Eine Verantwortungsgemeinschaft in gemieteten 
Räumen ist dann eine qualifizierte Wohngemeinschaft: Zu dem gemeinsamen Zweck, 
 

 
32 Rechtsvergleichende Analysen bei Dutta, Paarbeziehungen jenseits der Ehe. Rechtsvergleichende 
und rechtspolitische Analysen, AcP 216 (2016), 609 ff.; Duden, in: Aktuelle Reformen im Familien-
recht (Fn. 2), S. 69 ff.; ders. (Fn. 4), FamRZ 2023, 1838 ff. 
33 Übersicht bei Staake, in: Rechtshandbuch Wohngemeinschaft (Fn. 9), § 1 Rn. 24 ff., wo sechs 
Grundtypen und Mischformen unterschieden werden. 
34 Dazu Emmerich, in: Staudinger (Fn. 18), Vor § 535 BGB (Neubearbeitung 2021) Rn. 138. 
35 Zur Wohngemeinschaft als Gesellschaft s. Fn. 13. 
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zusammen zu wohnen, kommt der Zweck weitergehender gegenseitiger Unterstüt-
zung hinzu. Eigentlich könnte man auch schon die schlichte Wohngemeinschaft 
selbst in der Sache als eine Art der Verantwortungsgemeinschaft verstehen. 

Mit dem Vermieter, wenn er nicht zufällig selbst der Gemeinschaft angehört, 
kommt eine dritte Person und ein eigenständiger Rechtsbereich ins Spiel. Aus dem 
Gesellschaftsvertrag ergibt sich, wozu die Mitglieder der Gemeinschaft im Verhältnis 
zueinander berechtigt und verpflichtet sind. Aus dem Mietvertrag ergibt sich, was die 
Mitglieder dem Vermieter gegenüber in und mit der Wohnung machen dürfen. 
Diese beiden Rechtsbeziehungen sind strikt zu unterscheiden.36 

Sollte man für die Verantwortungsgemeinschaften ein besonderes Mietrecht entwickeln? 
Nun ist das gegenwärtige Mietrecht schon für gewöhnliche Wohngemeinschaften 
recht günstig. Der Mieter braucht zwar die Erlaubnis des Vermieters, wenn er sei-
nen Lebensgefährten aufnehmen will (§ 540 Abs. 1 S. 1 BGB),37 doch hat er bei 
berechtigtem Interesse einen Anspruch auf diese Zustimmung (§ 553 Abs. 1 S. 1 
BGB).38 Für unseren Zusammenhang ist wichtig, dass Gleiches auch für Wohnge-
meinschaften gilt39 – vorbehaltlich einer Prüfung der beiderseitigen Interessen. 
Auch die Frage, ob der Vermieter verpflichtet sein kann, dem Auswechseln eines 
Untermieters zuzustimmen, wird in durchaus mieterfreundlichem Sinne entschie-
den.40 

Wenn das schon für schlichte Wohngemeinschaften gilt, drängt sich ein Son-
dermietrecht für Verantwortungsgemeinschaften nicht gerade auf. Ein Regelungs-
bedarf wird bei der Frage gesehen, ob den Mitgliedern einer Gemeinschaft die 
Nachfolge in das Mietverhältnis gesichert werden soll, wenn der bisherige Mieter 
stirbt.41 Auch das ist nach geltendem Gesetz günstig geregelt: Grundsätzlich haben 
Personen, die mit dem Mieter einen „auf Dauer angelegten gemeinsamen Haushalt“ 
führen, das Recht, in den Vertrag einzutreten, wenn der Mieter stirbt (§ 563 Abs. 2 
S. 3 BGB). Das träfe auch in dem anfangs beschriebenen Beispielfall zu. Nun gibt 
es eine verbreitete Rechtsmeinung, die den Terminus „auf Dauer angelegt“ auf Zwei-
erbeziehungen mit exklusiver Bindung (also auf eheähnliche und lebenspartner-

 
36 Doch können sie miteinander in Konflikt kommen, z.B. wenn ein Mitglied der Gemeinschaft 
alleiniger Hauptmieter ist und durch Kündigung des Mietverhältnisses auch das Gebrauchsrecht 
seiner in Untermiete wohnenden Wohngemeinschaftspartner beendet. Es kann dann sein, dass er 
mietrechtlich korrekt handelt, gesellschaftsrechtlich aber eine Pflichtverletzung begeht. 
37 BGH, Urt. v. 5.11.2003 – VIII ZR 371/02, FamRZ 2004, 91, 92 f. 
38 BGH, Urt. v. 5.11.2003 – VIII ZR 371/02, FamRZ 2004, 91 (93). 
39 BGH, Rechtsentsch. v. 3.10.1984 – VIII ARZ 2/84, NJW 1985, 130; LG Berlin, Urt. v. 28.8.2013 
– 65 S 78/13, Grundeigentum 2013, 1338. 
40 Dazu BGH, Urt. v. 31.1.2018 – VIII ZR 105/17, NJW 2018, 2397 Rn. 51 ff.; Lützenkirchen/Selk, 
in: Erman (Fn. 13), § 535 BGB Rn. 12. 
41 Dethloff/Timmermann/Leven (Fn. 2), NJW 2022, 3056 (3060) betr. § 563 Abs. 2 S. 3 BGB (mit der 
Annahme, durch das registrierte Füreinander-Einstehen sei eine objektiv nachprüfbare Annahme 
eines auf die Dauer angelegten Haushalts gewährleistet). 
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schaftsähnliche Gemeinschaften) reduzieren will42 – das hat mit der Gesetzge-
bungsgeschichte zu tun. Hier wäre eine Klarstellung zugunsten der Verantwor-
tungsgemeinschaften gewiss nützlich. 

Noch besser wäre es, freiwillig diese irrige Rechtsmeinung aufzugeben und das 
Eintrittsrecht allen dauerhaften Haushaltsgemeinschaften zuzugestehen (auch ohne 
Rücksicht darauf, ob sie nach künftigem Recht als „Verantwortungsgemeinschaf-
ten“ eingetragen sind). Das führt zu der schon genannten allgemeinen Problematik: Bei 
allen Sondervorschriften, die man für Verantwortungsgemeinschaften schaffen will, 
sollte man sich fragen: Was machen wir denn in gleichen Fällen für diejenigen Bei-
standsgemeinschaften, die nicht registriert sind? Vor dem geistigen Auge taucht am 
Horizont bereits die „verantwortungsgemeinschaftsähnliche Gemeinschaft“ als 
Zielbegriff einer analogen Anwendung auf. 

Fazit: Es mag sein, dass – zumal in Zeiten des Wohnungsmangels – das Miet-
recht im Hinblick auf Wohngemeinschaften verbesserungswürdig ist. Dann aber 
sollte eine Reform bei Wohngemeinschaften ansetzen und sich nicht auf dem Spe-
zialtatbestand der eingetragenen Verantwortungsgemeinschaft beschränken. 

2. „Vertretungs- und Auskunftsrechte“ 

Die politische Planung nennt als Regelungsgegenstände „gegenseitige Auskunfts- 
und Vertretungsrechte“.43 Nach heute geltendem Recht herrscht in diesem Bereich 
die Privatautonomie. Die Mitglieder einer Beistandsgemeinschaft können sich für 
ihr Zusammenwirken einseitig wie gegenseitig beliebige Vollmachten erteilen, auch 
Vorsorgevollmachten für den Gesundheitsbereich wie sonstige Angelegenheiten. 
Schuldrechtliche Grundlage der Vollmachten ist je nach Lage entweder das Gesell-
schaftsverhältnis (auch: Innengesellschaft) oder ein besonderer Auftrag oder 
Geschäftsbesorgungsvertrag. 

 
42 Im Anschluss an die Gesetzesbegründung BT-Drucksache 14/4553, S. 61: „Maßgebend ist 
vielmehr …, dass eine besonders enge Lebensgemeinschaft zwischen den Partnern besteht. Wegen 
der anknüpfenden Folgen sind an die Intensität der Beziehung hohe Anforderungen zu stellen. 
Bloße Haushalts- oder Wohngemeinschaften gehören nicht hierzu“. In diesem Sinne auch 
LG München, Urt. v. 11.2.2004 – 14 S 18177/03, NZM 2005, 336; Weidenkaff, in: Grüneberg 
(Fn. 18), § 563 BGB Rn. 4 (innere Bindung mit gegenseitigem Einstehen füreinander). Hintergrund 
ist, dass die Regelung des § 563 Abs. 2 S. 3 BGB an die ältere Rechtsprechung anknüpft, welche die 
analoge Erstreckung der für „Familienangehörige“ geltenden Regelung des § 569a Abs. 2 S. 1 BGB 
a.F. auf „eheähnliche Gemeinschaften“ betraf (BGH, Rechtsentsch. v. 13.1.1993 – VIII ARZ 6/92, 
FamRZ 1993, 533); es sollte nun sichergestellt sein, dass im Gegensatz zur Definition des BVerfG 
auch homosexuelle Beziehungen umfasst waren. Nach richtiger Auffassung ist die Regelung generell 
nicht auf Paarbeziehungen beschränkt, s. LG Berlin, Beschl. v. 17.12. 2015 – 67 S 390/15, WuM 
2016, 107 (betreffend Vater-Sohn-ähnliches Verhältnis); AG Berlin-Tempelhof, Urt. v. 11.12.2017 – 
7 C 39/17, WuM 2018, 92. 
43 BT-Drucksache 19/16454 S. 2, 3; dem folgend Dethloff/Timmermann/Leven (Fn. 2), NJW 2022, 
3056 (3060). 
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Sollte dem für Verantwortungsgemeinschaften etwas hinzugefügt werden? Man 
hat an die Schlüsselgewalt ähnlich wie bei Ehegatten gedacht.44 Eine Vorschrift könnte 
lauten: „Aus Geschäften zur Deckung des Lebensbedarfs der Verantwortungsge-
meinschaft sind alle Beteiligten berechtigt und verpflichtet.“ Nach den Erfahrungen 
mit der Schlüsselgewalt von Ehegatten ist von einer solchen Regelung abzuraten. 
Die Hauptbedeutung erlangt die Schlüsselgewalt nicht in den Routinefällen des 
täglichen Lebens, sondern in Bereichen, in denen die Mithaftung des anderen 
Ehegatten problematisch wird: bei der ärztlichen Behandlung,45 bei der Energiever-
sorgung,46 im Bereich der Telekommunikation.47 Schwierig würde es auch, bei der 
Verantwortungsgemeinschaft den Umkreis der erfassten Geschäfte verlässlich zu 
bestimmen. Man kann ja, anders als bei der Ehe, nicht auf einen unterhaltsrechtli-
chen Begriff des Lebensbedarfs zurückgreifen, und selbst dort bereitet dieser Bezug 
Probleme.48 

Nicht zu empfehlen ist es auch, mit der Verantwortungsgemeinschaft eine 
gegenseitige gesetzliche Vertretung für medizinische Maßnahmen nach Art des § 1358 BGB 
zu verknüpfen.49 Die Übertragung der Entscheidung über medizinische Maßnah-
men an eine dritte Person ist ein tiefer Einschnitt in die persönliche Selbstbestim-
mung und muss auf einem besonderen persönlichen Vertrauen beruhen. Der Ge-
setzgeber unterstellt dieses Vertrauen bei zusammenlebenden Ehegatten, aber 
schon nicht mehr im Verhältnis zwischen Eltern und ihren volljährigen Kindern. 
Eine gesetzliche Notvertretung innerhalb einer zahlenmäßig nicht begrenzten 
Gruppe nahestehender Personen schießt weit über das Ziel hinaus, selbst wenn 
diese Gruppe als „Verantwortungsgemeinschaft“ im Register steht. Es muss hier 
bei dem bewährten Instrument der individuellen Vollmacht bleiben. 

Was für die Vertretungsmacht gesagt ist, gilt auch für die „Auskunftsrechte“, deren 
Bedeutung offenbar völlig unterschätzt wird.50 Gemeint sind Rechte darauf, in 
bestimmten Situationen Kenntnis von persönlichen Lebensumständen einer ande-
ren Person auch ohne deren Zustimmung zu erhalten. Ein solches Recht bildet 
gleichfalls einen tiefen Eingriff in das Persönlichkeitsrecht, mit dem schon beste-
hende Gesetze zum Teil fahrlässig umgehen (z.B. § 1822 BGB51). Dass ein solcher 

 
44 Anklänge dazu bei Duden, in: Aktuelle Reformen im Familienrecht (Fn. 2), S. 69 (81 f.). 
45 BGH, Urt. v. 3.2.1967 – VI ZR 114/65, BGHZ 47, 75; Urt. v. 13.2.1985 – IVb ZR 72/83, 
FamRZ 1985, 576; Urt. v. 27.11.1991 – XII ZR 226/90, FamRZ 1992, 291. Einem Mitglied einer 
Verantwortungsgemeinschaft die Haftung für die Kosten der medizinischen Behandlungen aller 
anderen aufzubürden, wäre geradezu absurd. 
46 BGH, Beschl. v. 24.4.2013 – XII ZR 159/12, FamRZ 2013, 1199. 
47 Siehe BGH, Urt. v. 11.3.2004 – III ZR 213/03, FamRZ 2004, 778. 
48 Dazu Schwab, Familienrecht, 31. Aufl. 2023, Rn. 175 ff. 
49 Ein solcher Vorschlag klingt an in BT-Drucksache 19/16454, S. 3 (Entbindung von der ärztlichen 
Schweigepflicht); ausdrücklich Dethloff/Timmermann/Leven (Fn. 2), NJW 2022, 3056 (3060). 
50 Duden, in: Aktuelle Reformen im Familienrecht (Fn. 2), S. 69 (73) findet die Gesetzesvorschläge in 
Bezug auf Vertretungs- und Auskunftsrechte zu Recht „überraschend“. 
51 Dazu Socha, Die Auskunftspflicht des Betreuers gegenüber Angehörigen nach dem neuen § 1822 
BGB, FamRZ 2021, 1861. 
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Zugriff schon mit einer Verantwortungsgemeinschaft der „untersten Stufe“ mit un-
begrenzter Teilnehmerzahl verbunden sein soll,52 ist nicht zu rechtfertigen. Auch 
hier kommt es auf individuelles Vertrauen und somit auf individuelle Ermächtigung 
an. Diese kann im Rahmen des Gesellschaftsvertrags schon erklärt, aber nicht von 
Gesetzes wegen festgelegt werden. 

3. Rechtswirkungen persönlicher Näheverhältnisse 

Unsere Rechtsordnung misst der Tatsache, dass eine Person einer anderen persön-
lich nahesteht, in vielen Zusammenhängen rechtliche Beachtlichkeit zu. Die Rege-
lungen finden sich über viele Paragraphen verstreut. Die für das Näheverhältnis 
verwendeten Begriffe sind sehr unterschiedlich.53 So spricht das Gesetz an manchen 
Stellen von „nahestehenden Personen“. So wird wegen Bedrohung bestraft, wer einen 
Menschen mit der Begehung eines Verbrechens bedroht, das gegen ihn oder eine 
ihm nahestehende Person gerichtet ist (§ 241 Abs. 2 StGB). Im Betreuungsverfah-
ren hat das Gericht auf Verlangen des Betroffenen eine ihm nahestehende Person 
anzuhören, wenn dies ohne erhebliche Verzögerung möglich ist (§ 279 Abs. 3 
FamFG).54 

Die persönliche Nähe kann auch mit dem Begriff „Angehörige“ gekennzeichnet 
werden, verbunden oft mit dem Adjektiv „nahe“55 oder sogar „nächste“56 Angehö-
rige. Dabei werden diese Termini zum Teil durch einen abschließenden Katalog 
konkretisiert (wie bei § 11 StGB).57 Zum Teil bleibt der Begriff aber offen, sodass 
zweifelhaft sein kann, ob zu „nahen“ oder „nächsten“ Angehörigen nur familien-
rechtlich verbundene oder auch sonst miteinander vertraute Personen gehören. Es 
ist also in unserem Beispiel unklar, ob Balthasar, Kaspar und Melchior als „nächste 
Angehörige“ Recht auf Einsicht in die Patientenakte haben, wenn einer von ihnen 
aufgrund einer ärztlichen Maßnahme stirbt (§ 630g Abs. 3 S. 2 BGB).58 

 
52 BT-Drucksache 19/16454, S. 3. 
53 Siehe auch die Übersicht bei Dethloff/Timmermann/Leven (Fn. 2), NJW 2022, 3056 (3057 f.); Schwab, 
Was ist und bedeutet Familie?, FF 2022, 53 (58 ff.). 
54 Siehe ferner z.B. § 844 Abs. 3 BGB („besonderes persönliches Näheverhältnis“); § 2333 Abs. 1 
Nr. 1 BGB („ähnlich nahestehende Person“). § 138 Abs. 1 InsO definiert die „nahestehende 
Person“ mittels eines Katalogs, hier unter Einbeziehung von Personen, die in häuslicher 
Gemeinschaft mit dem Schuldner leben oder im letzten Jahr vor der Handlung in häuslicher 
Gemeinschaft mit dem Schuldner gelebt haben. 
55 Z.B. § 1579 Nr. 3 BGB. 
56 Z.B. § 630g Abs. 3 S. 2 BGB. 
57 § 11 Abs. 1 Nr. 1 StGB; § 77 Abs. 2 StGB; § 22 S. 4 KunstUrhG; ähnlich § 15 Abs. 1 AO. Gleich-
falls bei „nahen Angehörigen“ in § 7 Abs. 3 Pflegezeitgesetz; bei „nächsten Angehörigen“ in § 1a 
Nr. 5 Transplantationsgesetz; bei „nahestehenden Personen“ § 138 Abs. 1 InsO. 
58 Weidenkaff, in: Grüneberg (Fn. 18), § 630g BGB Rn. 2 bezieht den Begriff auf die Angehörigen 
gemäß § 77 Abs. 2 StGB (also Ehegatten, Lebenspartner und Kinder, subsidiär auch Eltern, 
Geschwister und Enkel). Ausführlich zu dem offenen Begriff der „nächsten Angehörigen“ Gutmann, 
in: Staudinger (Fn. 18), § 630g BGB (Neubearbeitung 2021) Rn. 91 ff.; Rehborn/Gescher, in: Erman 
(Fn. 13), § 630g BGB Rn. 22 (Orientierung an § 11 Abs. 1 Nr. 1 StGB). 
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Das Problem der Grenzziehung spitzt sich zu, wenn Regelungen an die Eigen-
schaft als „Familienangehörige“ oder „nahestehende Familienangehörige“ anknüpfen. 
Mit dem Zusatz „Familie“ kommt ein aussperrendes Element ins Spiel: Denn nicht 
alles, was zur persönlichen Nähe einer Person gehört, ist auch Familie. Selbst der 
„eheähnlichen“ oder „nichtehelichen Lebensgemeinschaft“ gelingt nur vereinzelt 
der Sprung in die „Familienangehörigkeit“.59 Die Mitglieder des Trios in unserem 
Beispiel dürften üblicherweise nicht dazu gerechnet werden. 

Um klarzustellen, dass eine Regelung sich nicht auf familienrechtlich verbun-
dene Personen beschränken will, verwenden die Gesetzes neuerdings gerne den 
Terminus „Vertrauensperson“. So hat ein Betreuer nahestehenden Angehörigen und 
sonstigen Vertrauenspersonen des Betreuten auf Verlangen Auskunft über dessen 
persönliche Lebensumstände zu erteilen, wenn dies dem Wunsch oder mutmaßli-
chen Willen des Betroffenen entspricht (§ 1822 BGB).60 Wenn wir Zweifel hätten, 
ob Melchior und seine Freunde im Verhältnis zueinander „nahestehende Angehö-
rige“ sind, so könnten wir sie spätestens als Vertrauenspersonen einander zuordnen. 
Mit dem Ausdruck „Vertrauensperson“ korrespondiert die „Bezugsperson“61, ohne 
genau das Gleiche bedeuten zu müssen. 

Bezeichnen solche Termini das persönliche Näheverhältnis von Einzelpersonen 
zueinander, so umschreiben andere die Zugehörigkeit zu einer Gruppe. So werden 
Rechtswirkungen an eine „Haushaltsgemeinschaft“62 oder eine „Bedarfsgemein-
schaft“ angeknüpft.63 Hierher gehört auch das Führen eines „auf Dauer angelegten 
gemeinsamen Haushalts“,64 das im Rahmen des Gewaltschutzgesetzes für Woh-
nungszuweisungen relevant werden kann. 

Eine weitaus höhere Regelungsdichte wird schließlich erreicht, wenn von 
Lebensgemeinschaft die Rede ist. Hierher gehören insbesondere die „eheähnliche 
Lebensgemeinschaft“, die „partnerschaftsähnliche Lebensgemeinschaft“ und die 
„verfestigte Lebensgemeinschaft“. Mit dem Terminus „Lebensgemeinschaft“ 
kommt eine gewisse Ausschließlichkeit ins Spiel, die auf einer schon älteren Defini-
tion des Bundesverfassungsgerichts fußt.65 

 
59 Z.B. bei § 1969 BGB („Dreißigster“), so OLG Düsseldorf, Urt. v. 14.12.1982 – 21 U 120/82, 
FamRZ 1983, 274; bei § 86 Abs. 3 VVG (alter Fassung) nach BGH, Urt. v. 22.4.2009 – IV ZR 
160/07, BGHZ 180, 272. Ausdrücklich lehnte die Mietrechtsprechung des BGH die Einbeziehung 
nichtehelicher Partner in die „Familienangehörigkeit“ ab (BGH, Beschl. v. 13.1.1993 – VIII ARZ 
6/92, FamRZ 1993, 533 (534); dafür analoge Anwendung). 
60 Ähnlich § 1790 Abs. 4 BGB; § 274 Abs. 4 Nr. 1 FamFG. 
61 Z.B. § 20a Einsatz-Weiterverwendungsgesetz. 
62 § 39 SGB XII. Vgl. auch § 2028 Abs. 1 BGB: „Wer sich … mit dem Erblasser in häuslicher 
Gemeinschaft befunden hat“. 
63 Dazu unten V. 5. 
64 § 2 Abs. 1 GewSchG. 
65 BVerfG, Urt. v. 17.11.1992 – 1 BvL 8/87, FamRZ 1993, 164, 168, betr. „eheähnliche Gemein-
schaft“: „Gemeint ist also eine Lebensgemeinschaft zwischen einem Mann und einer Frau, die auf 
Dauer angelegt ist, daneben keine weitere Lebensgemeinschaft gleicher Art zulässt und sich durch 
innere Bindungen auszeichnet, die ein gegenseitiges Einstehen der Partner füreinander begründen, 
also über die Beziehungen in einer reinen Haushalts- und Wirtschaftsgemeinschaft hinausgehen.“ 
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Wie könnte die geplante Verantwortungsgemeinschaft in dieses vielfächerige System 
persönlicher Nähe eingebracht werden? Zweifelsfrei können schon nach geltendem 
Recht die Mitglieder einer solchen Gemeinschaft einander persönlich nahestehen 
und einander Vertrauenspersonen sein. Soll die formelle Zugehörigkeit zur selben 
Verantwortungsgemeinschaft allein schon dafür genügen? Es ließe sich denken, dies 
zumindest als Vermutung expressis verbis festzulegen: „Es wird vermutet, dass Part-
ner einer Verantwortungsgemeinschaft im Verhältnis zueinander nahe Angehörige 
oder Vertrauenspersonen sind.“ Dort, wo die Angehörigen in Form eines geschlos-
senen Katalogs aufgezählt sind, könnte man zudem die Partner einer Verantwor-
tungsgemeinschaft hinzufügen, z.B. im Transplantationsgesetz66 oder im § 7 Pfle-
gezeitgesetz, wie dies auch schon vorgeschlagen worden ist.67 

Über all das kann man nachdenken, allerdings ist Vorsicht geboten. Die Berück-
sichtigung persönlicher Nähe hat ganz unterschiedliche Gründe, bis hin zum Ziel 
der Vermeidung von Interessenkonflikten.68 Es sollte also keine pauschale Verwei-
sung geben („Nahe Angehörige im Sinne der Bundesgesetze sind auch Mitglieder 
einer Verantwortungsgemeinschaft“). Vielmehr ist im jeweiligen Normzusammen-
hang zu prüfen, ob die Gleichstellung mit anderen nahen Angehörigen gerechtfer-
tigt ist. Dabei fällt ins Gewicht, dass die mögliche Zahl der Mitglieder einer Verant-
wortungsgemeinschaft offen sein soll. Schwerlich können bei einer Gemeinschaft 
von 50 Personen alle Vertrauenspersonen aller sein. 

Wenn der Gesetzgeber etwas Sinnvolles tun will, so könnte er – jenseits der 
Einführung einer Verantwortungsgemeinschaft – den ganzen Verhau unterschied-
licher Begriffe und Wirkungen von persönlicher Nähe einmal systematisch prüfen 
und terminologisch vereinheitlichen. Das führt zu einem allgemeinen Problem, dem 
sich der Gesetzgeber stellen sollte. Auch innerhalb einer Gemeinschaft gibt es un-
terschiedliche Beziehungen und ein unterschiedliches Maß an Vertrauen unter den 
Einzelpersonen. Die individuellen Beziehungen sind von der Gemeinschaftsebene 
sorglich zu unterscheiden, und zwar umso mehr, je zahlenmäßig größer die Gruppe 
ist. Zum Teil zwingt das Recht unmittelbar dazu. Würde in unserem Beispiel Baltha-
sar zum Betreuer des Melchior bestellt, so ergäben sich seine persönlichen Pflichten 
aus seiner Stellung als rechtlicher Betreuer, die nur er als Einzelperson innehat; diese 
Ebene darf mit der gemeinschaftsrechtlichen Pflichtenlage nicht vermengt werden. 

4. Wirtschaftliche Pflichten 

Soweit die Zweckvorstellung der Beteiligten ein gemeinsames Wirtschaften um-
fasst, und sei es auch nur in Form des gemeinsamen Haushalts, kommen folgerich-
tig auch wirtschaftliche Pflichten zur Realisierung des Zusammenlebens in Frage. 
Auch das ist bereits nach geltendem Recht möglich. Die Festlegung von Beiträgen 

 
66 § 1a TPG; bei solchen Regelungen müsste die Verantwortungsgemeinschaft in eine bestimmte 
Rangordnung eingebracht werden. 
67 Siehe unten V.5. 
68 Siehe die Befangenheitsvorschriften wie §§ 41, 42 ZPO. 
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zu den Kosten der angemieteten Wohnung und zur gemeinsamen Haushaltskasse 
ist im Rahmen des Gesellschaftsrechts ohne weiteres möglich. Ebenso kommen 
Ansprüche auf Mitbenutzung von Gebrauchsgegenständen in Frage, die ein Mit-
glied der Gemeinschaft quoad usum zur Verfügung stellt. Natürlich ist es auch zuläs-
sig, dass ein besonders leistungsfähiges Mitglied einen höheren Anteil an den Kos-
ten übernimmt. Kommt eine Unterstützung hauptsächlich einem der Mitglieder 
zugute, z.B. wenn dieser pflegebedürftig ist, kann geregelt werden, inwieweit der 
Begünstigte dafür Aufwendungsersatz schuldet, entweder aufgrund Gesellschafts-
rechts oder eines separaten Auftragsverhältnisses. 

Was könnte in diesem Bereich der Gesetzgeber für die Verantwortungsgemein-
schaft hinzufügen? Man könnte festlegen, dass die Gemeinschaftskosten im Zweifel 
nach Kopfteilen zu tragen sind, und dass ein Ausgleich stattfinden soll, wenn einer 
für den anderen einspringt, eine Art quasi-familienrechtlicher Ausgleichsanspruch. 
Ob hier für die Verantwortungsgemeinschaft besondere Regeln notwendig sind, 
scheint zweifelhaft. Ich traue den Gerichten bei der konkreten Problembewältigung 
mehr zu als der Gesetzgebung bei der abstrakten. Viele Fragen sind bisher schon 
für die gewöhnlichen Wohngemeinschaften behandelt und weitgehend geklärt.69 

Im Zusammenhang mit der gemeinsamen Versorgung mit dem Lebensnotwen-
digen wird erwogen, ob man die Verantwortungsgemeinschaft mit gegenseitigen 
Unterhaltspflichten verknüpfen könnte.70 Dazu möchte ich – außerhalb gemeinsamer 
Elternschaft (§ 1615l Abs. 2 S. 2 BGB) – nicht raten. Unterhaltspflicht bedeutet, 
dass der Verpflichtete für den Lebensbedarf eines anderen finanziell geradesteht. 
Das ist in der Regel nicht der Sinn einer bloßen Beistandsgemeinschaft. Die 
Refinanzierung des gemeinsamen Aufwands lässt sich auch ohne Unterhaltsver-
bindlichkeiten als gesellschaftsrechtliche Beitragspflicht regeln. Freilich: Unterhalts-
pflichten können vereinbart werden.71 Aber als Regelinhalt einer Verantwortungsge-
meinschaft würden sie über das Ziel hinausschießen. 

Auch für den Fall der Auflösung einer Gemeinschaft sollten keine Unterhalts-
pflichten vorgesehen werden. Die Mitglieder einer Beistandsgemeinschaft stellen 
Unterstützung für die Dauer des Bestehens der Gemeinschaft in Aussicht, nicht für 
die Zeit danach. Es wird nichts auf Lebenszeit oder für alle Zukunft versprochen. 
In diesem Zusammenhang werden in der Literatur Fälle genannt, in denen ein Mit-
glied Pflegearbeit für ein anderes geleistet und dafür sein Erwerbsleben einge-
schränkt hat und nach Trennung einen Unterhalt für erlittene berufliche Nachteile 
erhalten sollte.72 Das ginge selbst über das hinaus, was für geschiedene Ehegatten 

 
69 Umfassende Darstellung bei Sagan, in: Rechtshandbuch Wohngemeinschaften (Fn. 9.), § 14 
Rn. 1 ff. 
70 BT-Drucksache 19/16454, S. 2, 3 („gegenseitiger Unterhalt“); Dethloff/Timmermann/Leven (Fn. 2), 
NJW 2022, 3056 (3036), schon für die dortige zweite Stufe als Ausgleich für erlittene berufliche 
Nachteile. 
71 Gernhuber/Coester-Waltjen, Familienrecht (Fn. 31), § 43 Rn. 8 ff.; Schwab, Familienrecht (Fn. 48), 
Rn. 1051. 
72 Dethloff/Timmermann/Leven (Fn. 2), NJW 2022, 3056 (3060). 
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vorgesehen ist: Der „ehebedingte Nachteil“ als solcher ist zwar Argument gegen die 
Kürzung oder Befristung eines bestehenden Unterhaltsanspruchs,73 aber für sich 
gesehen kein Anspruchstatbestand. Unterhaltspflichten bei Trennung wegen 
erbrachter Pflegeleistungen würden eine permanente Aufrechnung gegenseitiger 
Unterstützungsleistungen provozieren. In aller Regel ist das nicht im Zweckpro-
gramm einer solchen Gemeinschaft angelegt. Freilich besteht auch hier Vertrags-
freiheit. 

In der Diskussion ist auch von Instrumenten des Vermögensausgleichs unter den Part-
nern einer Verantwortungsgemeinschaft die Rede.74 Das kommt nur in Frage, wenn 
das Zusammenwirken zu wirtschaftlichen Werten geführt hat, die anders zugeord-
net sind als dem Beitrag der einzelnen Mitglieder entspricht. Für nichteheliche Paar-
verhältnisse gibt es hierzu bekanntlich eine Rechtsprechung des BGH, mit der zwar 
nicht alle zufrieden sind, die aber handhabbare Instrumente bietet (Innengesell-
schaft;75 Wegfall der Geschäftsgrundlage gemeinschaftsbedingter Zuwendungen;76 
Zweckverfehlungskondiktion77). Derartige Fälle der Zuwendung von wirtschaftli-
chen Werten, mit der ein Partner die anderen bereichert, sind auch bei der Gemein-
schaft von drei oder mehr Personen denkbar. Beispiel: Ein Partner ist Eigentümer 
des Hauses, das er der Gemeinschaft quoad usum zur Verfügung stellt, und ein 
anderer Partner schießt Geldmittel zur Installation einer Wärmepumpe auf dem 
Grundstück bei; bald darauf löst sich die Gemeinschaft auf. Diesen Fall können wir 
problemlos mit dem zur Verfügung stehenden Instrumentarium lösen, gleichgültig 
ob es sich um eine registrierte Verantwortungsgemeinschaft oder eine informelle 
Beistandsgemeinschaft handeln würde. Ich halte es nicht für sinnvoll, solche 
Ansprüche für die Verantwortungsgemeinschaft zu regeln. Ein solcher Versuch 
müsste den gesamten Komplex der gemeinschaftsbezogenen Zuwendungen neu 
aufschnüren. 

5. Ein Blick auf das Sozialrecht 

Ein Blick sei noch dem Sozialrecht gewidmet. Dort könnte die Einführung einer 
registrierten Verantwortungsgemeinschaft erhebliche Bedeutung erlangen. Die 
Gesetzesplaner setzen offenbar Hoffnungen auf Ersparnisse bei den sozialen 
Sicherungssystemen, die sich aus den Fürsorge- und Einstandspflichten unter den 
Mitgliedern ergeben sollen.78 Konkret denkt man an Regelungen des Pflegezeitge-
setzes: Personen, die einen nahen Angehörigen in häuslicher Umgebung pflegen, 

 
73 § 1578b Abs. 1 S. 2 BGB. 
74 BT-Drucksache 19/16454, S. 3; Dethloff/Timmermann/Leven (Fn. 2), NJW 2022, 3056 (3060). 
75 BGH, Urt. v. 9.7.2008 – XII ZR 179/05, BGHZ 177, 193 Rn. 18 f.; Urt. v. 8.5.2013 – XII ZR 
132/12, FamRZ 2013, 1295 Rn. 15. 
76 BGH, Urt. v. 9.7.2008 – XII ZR 179/05, BGHZ 177, 193 Rn. 40; Urt. v. 8.5.2013 – XII ZR 
132/12, FamRZ 2013, 1295 Rn. 17. 
77 BGH, Urt. v. 9.7.2008 – XII ZR 179/05, BGHZ 177, 193 Rn. 33; Urt. v. 25.11.2009 – XII ZR 
92/06, BGHZ 183, 242 = FamRZ 2010, 277 Rn. 32. 
78 BT-Drucksache 19/16454, S. 2. 
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haben in ihrem Arbeitsverhältnis Anspruch auf Pflegezeit.79 Der Kreis der nahen 
Angehörigen ist legal definiert,80 man könnte den Kreis aber um die pflegenden 
Mitglieder einer Verantwortungsgemeinschaft erweitern.81 Zweifelhaft wäre dann 
allerdings, ob diese Vergünstigung nicht gerechterweise auch den Mitgliedern von 
informellen Beistandsgemeinschaften zustehen müsste. 

Auf der anderen Seite könnte die Einführung der Verantwortungsgemeinschaft 
auch unliebsame Effekte im Sozialrecht zeitigen. Bei der Sozialhilfe enthält das 
Gesetz eine für Haushaltsgemeinschaften gefährliche Bestimmung:82 Wenn eine 
„nachfragende“ Person gemeinsam mit anderen Personen in einer Wohnung lebt, 
so wird vermutet, dass sie gemeinsam wirtschaften (Haushaltsgemeinschaft) und 
dass die nachfragende Person von den anderen Personen Leistungen zum Lebens-
unterhalt erhält, soweit dies nach deren Einkommen und Vermögen erwartet wer-
den kann. Es gibt also zwei Vermutungen: Wer in einer Wohnung zusammenlebt, 
wirtschaftet auch zusammen; und wer zusammen wirtschaftet, unterstützt sich auch 
gegenseitig; soweit die Unterstützung vermutet wird, ist ein Beteiligter, der Antrag 
auf Sozialhilfe stellt, nicht bedürftig. Diese Vermutungen gelten auch, wenn die 
Beteiligten nicht miteinander verwandt oder verschwägert sind und unabhängig von 
Unterhaltsansprüchen.83 

Nun hat unsere Seniorengemeinschaft aus Kaspar, Melchior und Balthasar, 
wenn sie allesamt in Rente sind, insofern Glück, als bei der Grundsicherung im 
Alter die genannten Vermutungen nicht gelten sollen (§ 43 Abs. 5 SGB XII) – bei 
entsprechendem Alter der Beteiligten wird weder die Wirtschaftsgemeinschaft noch 
die gegenseitige Unterstützung beim Lebensunterhalt vermutet. Aber das stellt das 
Prinzip nicht in Frage: Wenn das Amt feststellt, dass der Antragsteller von den 
anderen Mitgliedern der Gemeinschaft tatsächlich Zuwendungen zur Deckung des 
Lebensbedarf erhält, so sind diese Leistungen als sein Einkommen anzurechnen.84 

Würde die Einführung der Verantwortungsgemeinschaft an diesen Befunden 
etwas ändern? Der Schluss „Personen, die erklärtermaßen füreinander Verantwor-
tung tragen, unterstützen sich im Zweifel auch bei der Bestreitung des Lebensbe-
darfs“ liegt auf der Hand. Wenn man die Verantwortungsgemeinschaft mit gegen-
seitigen Unterhaltspflichten verbindet, ist er sogar zwingend. 

Bei der Einführung der Verantwortungsgemeinschaft müssen folglich die sozi-
alrechtlichen Auswirkungen genau bedacht werden, wenn man keine ungewollten 
Effekte erzeugen will. Ein Sonderproblem werfen in diesem Zusammenhang Zwei-
ergemeinschaften auf. Wenn es sich um „eheähnliche“ oder „partnerschaftsähnliche“ 
Gemeinschaften handelt, so haben sie eine sozialrechtlich ungünstige Stellung, weil 

 
79 §§ 3 ff. Pflegezeitgesetz. 
80 § 7 Abs. 3 Pflegezeitgesetz. 
81 So Dethloff/Timmermann/Leven (Fn. 2), NJW 2022, 3056 (3060). 
82 § 39 S. 1 SGB XII. 
83 Schürmann, Sozialrecht für die familienrechtliche Praxis, 2. Aufl. 2022, Rn. 1038. 
84 Schürmann, Sozialrecht (Fn. 83), Rn. 1071. 
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sie nicht besser behandelt werden dürfen als miteinander verheiratete Personen.85 
In diesem Rahmen gelten auch die oben genannten Vermutungen.86 Handelt es sich 
aber um bloße Beistandsgemeinschaften von zwei Personen „ohne Liebesbezie-
hung oder Ehe“, dann gilt das Verbot der Besserstellung gegenüber Ehegatten 
nicht. Die Unterscheidung zwischen „Lebensgemeinschaft“ und bloßer „Beistands-
gemeinschaft“ erhält hier einschneidende Bedeutung. Der Gesetzgebung ist zu 
raten, sich dieser Fragen mit dem Ziel einer genauen Regelung anzunehmen. 

Auch im Bereich des Bürgergelds drohen durch die Einführung einer „Verantwor-
tungsgemeinschaft“ erhebliche Auswirkungen. Unterstellt, Kaspar, Melchior und 
Balthasar stünden noch dem Arbeitsmarkt zur Verfügung, und einer von ihnen 
hätte Anlass, Bürgergeld zu beantragen. Wie könnte sich dies auf eine von ihnen 
gegründete „Verantwortungsgemeinschaft“ auswirken? 

Zunächst fragt sich, ob unsere Freunde eine Bedarfsgemeinschaft bilden, bei der die 
„Bedarfe“ ebenso wie die Einkommen und Vermögen aller Beteiligten zusammen-
gefasst werden.87 Das wird derzeit für die bloße Wohn- und Haushaltsgemeinschaft 
beliebiger Personen verneint.88 Es wird aber bejaht, wenn ein Tatbestand gegeben 
ist, der schon jetzt „Einstehens- und Verantwortungsgemeinschaft“ genannt wird – 
unser Begriff: „Verantwortungsgemeinschaft“ kommt also im Sozialrecht längst 
vor. Einer solchen Verantwortungsgemeinschaft wird nach dem Gesetz eine Person 
zugerechnet, „die mit der erwerbsfähigen leistungsberechtigten Person in einem 
gemeinsamen Haushalt so zusammenlebt, dass nach verständiger Würdigung der 
wechselseitige Wille anzunehmen ist, Verantwortung füreinander zu tragen und für-
einander einzustehen“ (§ 7 Abs. 3 Nr. 3c SGB II). Trifft das nicht auch für die 
genannten drei Männer zu, vor allem, wenn sie sich unter das Dach eines Instituts 
begeben würden, das „Verantwortungsgemeinschaft“ heißt? 

Nach derzeitiger Rechtslage kann Entwarnung gegeben werden. Nach ganz 
herrschender Meinung bezieht sich die Regelung nur auf näher definierte89 Paarbe-
ziehungen und meint den Tatbestand, den man früher „eheähnliche“ und dann auch 
„partnerschaftsähnliche“ Lebensgemeinschaft genannt hat und nun neutraler aus-
drücken wollte.90 Es wären also nur solche Gemeinschaften betroffen, die nach dem 
FDP-Papier in der höchsten Stufe rangieren, nicht aber sonstige Beistandsgemein-
schaften. Ob diese Meinung auch dann noch Geltung behält, wenn schlichte 
Beistandsgemeinschaften als „Verantwortungsgemeinschaften“ registriert sind, 

 
85 §§ 20 S. 1, 43 Abs. 1 SGB XII. 
86 § 20 S. 2 SGB XII; Kirchhoff, in: Hauck/Noftz (Hrsg.), SGB XII. Kommentar, § 43 SGB XII 
(5. Ergänzungslieferung, November 2021) Rn. 40. 
87 Siehe Schürmann, Sozialrecht (Fn. 83), Rn. 760 ff. 
88 Leopold, in: Schlegel/Voelske (Hrsg.), juris PraxisKommentar SGB II, 5. Aufl. 2020 (Stand 
9.8.2023), § 7 SGB II Rn. 180, 184. 
89 § 7 Abs. 3a SGB II. 
90 Leopold, in jurisPK-SGB II (Fn. 88), § 7 SGB II Rn. 222; zur Problematik Spellbrink, Viel Verwir-
rung um Hartz IV, JZ 2007, 28 (33); Schürmann, Sozialrecht (Fn. 83), Rn. 776 ff. Es wiederholt sich 
also die begriffliche Verunklarung wie im Mietrecht, siehe oben V. 1. Fn. 42. 
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erscheint offen. Es wird eines größeren Begründungsaufwands bedürfen, um 
darzustellen, dass „Verantwortungsgemeinschaften“ im Sinne des Zivilrechts nicht 
auch „Verantwortungsgemeinschaften“ im Sinne des Sozialrechts sind. Auch die Rege-
lung des Bürgergelds ist also bei der beschriebenen Reform intensiv in den Blick zu 
nehmen. 

VI. Zur Beendigung der Gemeinschaft 

Zur Frage der Auflösung der geplanten Verantwortungsgemeinschaft wird von 
politischer Seite nur Weniges verlautbart. Die Gemeinschaft soll durch Einver-
ständnis der Beteiligten jederzeit aufgelöst werden können. Für die Zweierbezie-
hung werden darüber hinaus der Tod eines Partners und die einseitige Kündigung 
„nach einer Übergangsfrist“ als Auflösungsgründe genannt.91 Ein Gerichtsverfah-
ren soll nicht erforderlich sein.92 Eine tragbare Regelung wird genauere Bestimmun-
gen vorsehen müssen. 

Dabei sollte bedacht werden, dass für Beistandsgemeinschaften die Auflösung 
bereits jetzt gesetzlich geregelt ist, nämlich insoweit sie sich als Gesellschaften des 
bürgerlichen Rechts darstellen. Das ab 1.1.2024 geltende Gesellschaftsrecht regelt 
die Frage der Auflösung auch für Innengesellschaften:93 Die Gesellschaft wird 
durch Kündigung auch nur eines Mitglieds beendet, wenn nicht der Gesellschafts-
vertrag anderes bestimmt.94 Die Kündigung ist ihrerseits fristgebunden.95 Das 
würde die Gesetzgebung freilich nicht hindern, für registrierte Verantwortungsge-
meinschaften abweichende Regelungen zu treffen, die als leges speciales vorrangig 
sind. Wegen des höchstpersönlichen Charakters der Beistandsgemeinschaft sollte 
sie jederzeit einvernehmlich beendet werden können, zudem auch einseitig, fristlos 
und ohne Geltendmachung eines Grundes. 

Auch wenn man das so regelt, ist zu beachten, dass bei amtlich registrierten 
Gemeinschaften eine Interimsphase zwischen dem Eintritt des Auflösungsgrundes 
und dem Vollzug durch Löschung im Register entsteht. Die Reform sollte das in 
den Blick nehmen und klarstellen, welche Bedeutung Registereintragung und 
-löschung haben sollen. Das hängt auch von den Außenwirkungen ab, mit denen 
die Verantwortungsgemeinschaften ausgestattet wird. 

Bei der Auflösung von Wohngemeinschaften ist zu beachten, dass die gesell-
schaftsrechtliche Auflösung sich nicht unmittelbar auf die mietrechtliche Lage aus-
wirkt. Die Frage, wer mit welcher Frist welche Räumlichkeiten dem Vermieter 
gegenüber kündigen kann, richtet sich nach Mietrecht. Das Mietverhältnis kann also 
das Gemeinschaftsverhältnis überdauern – es entsteht dann ein Liquidationsbedarf. 

 
91 BT-Drucksache 19/16454, S. 3. 
92 Dazu rechtsvergleichend Duden (Fn. 4), FamRZ 2023, 1838 (1844). 
93 Für das Recht ab 1.1.2024: § 740a BGB n.F. i.V.m. §§ 725 ff. BGB n.F. 
94 §§ 740a Abs. 1 Nr. 4, 740c BGB n.F. 
95 §§ 740a, 725 BGB n.F. 
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Gleiches gilt bei anderen Verträgen mit Dritten: Ob ein für die Gemeinschaft 
geleastes Automobil vorzeitig zurückgegeben werden kann und zu welchen Kondi-
tionen, richtet sich nach dem Leasingvertrag. 

Eine Auseinandersetzung wird bei Auflösung einer Verantwortungsgemeinschaft 
ohnehin notwendig werden, wenn Vermögensgemeinschaften wie Bruchteilseigen-
tum an Gebrauchsgegenständen, gemeinsame Vertragsbeziehungen (etwa zu Tele-
kommunikationsanbietern) und dergleichen abzuwickeln sind. Dass die Mitglieder 
verpflichtet sind, an einer sinnvollen Entflechtung dieser Gemeinsamkeiten mitzu-
wirken, versteht sich von selbst. Zudem hält das Gesellschaftsrecht einige Regeln 
parat, für die rechtsfähige Gesellschaft96 ebenso wie – durch Teilverweisung – für 
die nicht rechtsfähige.97 

Ob es für Verantwortungsgemeinschaften zusätzlicher Folgeregelungen bedarf, 
wäre zu prüfen. Die Auflösung der Gemeinschaft sollte meiner Meinung nach keine 
Pflichten zur Unterstützung anderer Ex-Mitglieder in der Zukunft zur Folge haben. 
Anders als die Ehe ist eine Beistandsgemeinschaft „ohne Liebesbeziehung oder 
Ehe“ weder auf Lebenszeit noch überhaupt auf eine Zukunft jenseits ihrer Auflö-
sung angelegt. Man sollte weder an Trennungsunterhalt noch an Rentensplitting 
denken, auch nicht an die Zuweisung der Wohnung und der Haushaltsgegenstände 
nach dem Vorbild der Ehetrennung und -scheidung.98 Freilich gelten, wie gesagt, 
schon jetzt die Vorschriften des Gewaltschutzgesetzes99 auch für Beistandsgemein-
schaften, wenn die verletzte Person mit „dem Täter“ einen auf Dauer angelegten 
gemeinsamen Haushalt geführt hat. 

VII. Zusammenfassung und Ausblick 

Es besteht kein dringender rechtspolitischer Bedarf, für Beistandsgemeinschaften 
„ohne Liebesbeziehung oder Ehe“ ein besonderes Rechtsinstitut mit speziellen 
Regeln zu schaffen. Für den Fall, dass an den Gesetzesplänen festgehalten wird, 
seien einige Ratschläge gestattet. 
1) Die Einführung eines besonderen Rechts für nichteheliche Lebensgemein-

schaften ist rechtspolitisch durchaus wünschenswert, sollte aber von derjenigen 
für andere Beistandsgemeinschaften strikt getrennt werden, vielleicht auch 
unter einem anderen Begriff erscheinen. Es sind ganz verschiedene Projekte. 
Wenn man sie vermischt, läuft man Gefahr, entweder die gegenseitige Verant-
wortung bei einer dauerhaften Lebensgemeinschaft zu niedrig oder bei einer 
schlichten Beistandsgemeinschaft zu hoch anzusetzen. 

 
96 §§ 735 ff. BGB. 
97 § 740b Abs. 2 BGB i.V.m. §§ 736d Abs. 2, 4, 5 und 6, 737 BGB. 
98 §§ 1361a, 1361b BGB; §§ 1568a, 1568b BGB. Zu solchen Vorschriften für die Verantwortungsge-
meinschaft Duden, in: Aktuelle Reformen im Familienrecht (Fn. 2), S. 69 (82). 
99 § 2 GewSchG. 
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2) Es sollte klar werden, ob das Gesetz für Art, Inhalt und Grad der Verantwor-
tung ein Modell oder Modelle vorgibt oder ob sich die Rechte und Pflichten 
erst aus einem Durchgriff auf die zugrundeliegenden Vereinbarungen herleiten. 

3) Es sollte vermieden werden, für die Verantwortungsgemeinschaft erster Stufe 
(bloße Beistandsgemeinschaft „ohne Liebesbeziehung oder Ehe“) ein 
anspruchsvolles Solidaritätsmodell vorzugeben. Es sollte Raum bleiben für 
konkret-individuelle Vereinbarungen. 

4) Es müsste geklärt werden, wie sich das geplante Recht der Verantwortungsge-
meinschaft zum allgemeinen Gesellschaftsrecht des BGB und generell zum all-
gemeinen Privatrecht der Personenvereinigungen verhalten soll. 

5) Die Verantwortungsgemeinschaft sollte nicht eingeführt werden, bevor ihre 
Auswirkungen auf allen Feldern des Rechts, insbesondere auch des Sozial-
rechts, durchdacht sind. Zu vermeiden ist eine Folge aufwändiger Reparaturge-
setze, wie sie mit der Einführung der eingetragenen Lebenspartnerschaft ver-
bunden waren. 

6) Bei allen Regelungen, die für eine registrierte Verantwortungsgemeinschaft ein-
geführt werden, sollte die Kontrollfrage gestellt werden, was bei gleicher Inte-
ressenlage für nicht registrierte Wohn- und Beistandsgemeinschaften gelten soll. 
Kommt man zum Ergebnis, dass dort Gleiches gelten müsste, dann ist die 
geplante Regelung rechtspolitisch falsch. 

7) Keine Erwähnung hat in der politischen Ankündigung bisher das Verfahrens-
recht gefunden (Zuständigkeit der Familiengerichte? Spezielle Verfahrens-
grundsätze?). Darauf müsste ein Schwergewicht der Gesetzesplanung liegen. 

8) Dringender als die Einführung der geplanten Verantwortungsgemeinschaft ist 
die Durchforstung und Vereinheitlichung aller Vorschriften, welche auf die 
Tatsache der persönlichen Nähe zwischen Personen spezielle Rücksicht neh-
men. Es bedarf eines sachlich wie terminologisch durchdachten Rechts der per-
sönlichen Nähebeziehung.




